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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pieroth, Vogt, Dr. Burgbacher, Dr. Müller- 
Hermann, Höcherl, Leicht, Dr. Häfeie, Dr. Köhier (Duisburg), Dr. Althammer, 

Breidbach, Dr. Sprung, Niegel und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4476 - 

betr. Reform der Vermögensbiidung 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
9. Januar 1976 ~ I B 7 ~ Vw 8600 - 74/75 - namens der Bundes- 
regierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Trifft es zu, daß im Bundesministerium der Finanzen das Referat 
für finanzpolitische Grundsatzfragen im vermögenspolitisdien 
Bereich und für ein Vermögensbeteiligungsgesetz aufgelöst 
wurde (Hinweis auf „Exklusiv-Dienst" vom 18. November 1975) 
oder die Auflösung beabsichtigt ist? 

Mit Rücksicht auf die vom Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages vorgesehene Einsparung von Referenten-Plan- 
stellen prüft das Bundesministerium der Finanzen die Möglich- 
keit, Referate zusammenzulegen. Die diesen Referaten zugeord- 
neten Aufgaben werden fortgeführt. 


2, Ist aus dieser organisatorischen Maßnahme zu schließen, daß die 
Bundesregierung nunmehr auch das Ziel aufgegeben hat, ein 
„Gesetz zur Vermögensbildung'' vorzubereiten und in dieser 
Legislaturperiode noch einzubringen? 

Die bisherigen Arbeiten der interministeriellen Arbeitsgruppe 
haben erwiesen, daß es auf dem betretenen Neuland große 
rechtliche und technische Schwierigkeiten gibt; darauf hat der 
Herr Bundeskanzler in der Regierungserklärung vom 17. Mai 
1974 bereits hingewiesen. Außerdem haben die konjunkturelle 
Lage und vordringliche Gesetzesvorhaben (z. B. Steuerreform, 
Haushaltsstrukturgesetz) einen Abschluß des Projekts nicht 
zugelassen. 


3. Teilt die Bundesregierung den Standpunkt, daß ein vermögens- 
politischer Stillstand angesichts der durch die hohen Inflations- 
raten der vergangenen Jahre eingetretenen Vermögensverluste 
als ein Rückschritt in der Vermögensbildungspolitik gewertet 
werden muß? 


Ein vermögenspolitischer Stillstand ist in den vergangenen Jah- 
ren nicht eingetreten. In der Zeit von 1970 bis 1974 hat sich die 
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Zahl der Sparer nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz um 
5 Millionen erhöht. Der durchschnittliche Sparbetrag pro Sparer 
stieg um 240 DM auf 595 DM. Die staatlidien Ausgaben für die 
Sparförderung (einschließlich Drittes Vermögensbildungsgesetz) 
haben sich im genannten Zeitraum nahezu verdoppelt. 


4. Wie hoch sind die im Jahre 1974 durch die Geldentwertung in 
der Bundesrepublik Deutschland entstandenen Verluste (Zins- 
und Substanzverluste) bei: 

— den Sparern bei Kreditinstituten, insbesondere bei Spar- 
einlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist, 

— den Bausparern, 

— den deutschen Aktienbesitzern (Kursverluste), 

— den Besitzern festverzinslicher Wertpapiere? 


Die Bundesregierung hat es schon mehrfach abgelehnt, Entwer- 
tungsverluste für Ersparnisse zu errechnen. Ihre Gründe hat sie 
zuletzt ausführlich in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Geld- und Kreditpolitik - Druck- 
sache 7/2103 - vom 30. Mai 1974 dargelegt. Zu ergänzen sind 
lediglich die in dieser Antwort enthaltenen statistischen An- 
gaben. So betrugen am 31. Dezember 1974 die Spareinlagen 
312,8 Mrd. DM, davon mit gesetzlicher Kündigung 173,7 Mrd. 
DM, der Kurswert aller börsennotierten Aktien 110,0 Mrd. DM, 
der Gesamtumlauf von festverzinslichen Wertpapieren inlän- 
discher Emittenten zum Nominalwert 267,9 Mrd. DM und der 
Rentenbesitz der privaten Haushalte nach vorläufigen Errech- 
nungen der deutschen Bundesbank 89,9 Mrd. DM. 


5. Will sich die Bundesregierung, nachdem sie mit dieser organi- 
satorischen Maßnahme und den Thesen des Bundesministeriums 
für Wirtschaft wohl die Konsequenzen aus der Unzweckmäßig- 
keit ihrer bisherigen vermögenspolitischen Modelle ziehen 
mußte, entgegen früheren Stellungnahmen nun endlich die lang- 
jährigen Forderungen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion nach 
Förderung und Erleichterung der betrieblichen Beteiligung der 
Arbeitnehmer am Produktivvermögen der Wirtschaft zu eigen 
machen und den Grundsätzen des Antrages der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion vom 21. Mai 1975, Drucksache 7/3664 zu- 
stimmen, die die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bereits im 
Antrag VI/3613 vom 26. Juni 1972 eingebracht hatte. 

Die Bundesregierung wird dem Antrag der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion vom 21. Mai 1975 nicht folgen. 
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